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Bickhofi, Reg'i'erungsbeschéﬁégte
ats Urkundsbeamtin L

der Geschiftssislle
_ 2 _ 80’70’@ 073.,0
o 5> S/ Sl/o,.
ARBEITSGERICHT BONN 1,/ 379 Q’be,psffand
) : U,
I NAMEN DES VOLKES /gy (g"@svofg 8“’"’;&7
: Q,
URTEIL - <757, 00779
in dem Rechisstreit o 95~m' e

"« Kidger - !
Prozessbevoilméchtigte: . Rechisanwalte Hahn & Kollegen,. ... ... st e

- JohannnesstraBe 3, 99084 Edfurt,

gegen - E . 4 S

die Firma Deutsche Telekom AG, vertreten durch den Vorstand, dieser verire- _
ten durch den Vorstandsvorsitzende Herrn Timotheus Héttges, Friedrich- *) -~
Ebert-Allee 140, 53113 Bonn,=s.» . o o S

hat die 5. Kammer des Arbei{sgerichté Bonn
auf die mandliche Verhandlung vom 07.02.2018 -
durch. den Richter am Arbeitsgericht Dr. Neumann als Vorsitzenden

sowie den ehrenamtiichen Richter Moeller |
und die ehrenamtliche Richterin Jonen .

fir Rech't erkannt:


Geschäftsführung
proT-in


B W

£ wird festgestelit, dass die Versetzung des Kiagersals .

. iri . _ :
unter Reduzierung der Arbeitszeit von  auf  Wochenstunden gem#R -
Schreiben vom 21.09.2017 fir den Zeitraum vom 01.10.2017 bis ,derzeit”
30.09.2018 unwirksam ist. ' '

-Der Beklagten wird uritersagt, den Klager in
. Im Betrieb
Jnter Reduzierung der Arbeitszeit von ~ auf  Wochenstunden
gemal Schreiben vom 21.09.2017 einzusetzen.
Im Ubrigen wird die Klage abgewiesen. S
Die Kosten des Raechisstreits tragen der Kldgerzu  'und die:Bekiagte
Der Wert des Streitgegenstands wird auf EUR™""**{estgesetzt.
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Tatbestand _

Die Parteien stren‘.en zu!etzt noch im Weeenthchen Uber dl@ RechtmaRigkeit der

_Versefzmg des Kiagers als indie

Der zum Zeitpunkt der Kiageerhabung - Kiager ist _
| und seit dem - bei der Beklagten bzw. bei deren

Rechtsvargangennnen beschaﬁlgt Er wohnt in und war bis zu seiner

Versetzung inden’ . _, _ _
der Beklagten ZUm o in tatig, zuietzt als
Sem monathches Bruttoentgelt belauft snch _uf'EUR )

Auf das Arbeltsverhaltms der Partelen findet der Taflfvertfag Ratronahmerungs—
schutz und Beschéftrgungss:cherung (TV Rat:o) vom 29,06, 2002 (Bl 150 ff. d A, )_
Anwendung Dieser regelt im Hinblick auf dre Emsatzmogl:chkelten der Arbeﬂ—;

{iberwiegend lebt, .

S '(1 U)BelArbeltnehmem 'in deren Haushaltem Kmd un
hr bis 08 00 Uhr nicht

. Ist eine dienstplanmagig zu Ielstende Atbeltszelt
: vorzusehen. {...] :
C(11)Pie Arbeitnehmer sind nur auf solchen Arbe;tsplafzen zu beschéft[gen fiir die gine

' arbeltsmedizmlsche Untersuchung nach den einschlaglgen Regelungen mcht durch-
 zufiihren ist bzw. wenn der Betriebsarzt in den FFélien, in denen ‘eine soiche Untersy- .

: chung durchzufthren ist, keine Einwénde gegen den Einsatz hat.

~ {12)Eine Beschaﬂlgung im Rahmen des Absatzes & soll nichtin giner anderen politischen .
' Gemeine erfolgen, wenn dadumh eine bereits bislang tatséchlich durchgefuhrte und
" nach #rztlichem Gutachten auch kiinftig durch den Arbeitnehimer erforderliche Pflege
* des Ehegatten oder sines Verwandten in gerader Linie nicht mehr méglich wére. [...]
{13)Bei schwerbehinderten Menschen ist die Art der Behlnderung bei den Beschaﬁl- :

gungsemsatzen :m Rahmen des. Absatzes 6 zu berucks:cht;gen '




©auf | Stunden.

- bezogen sei.

‘sei er, selner Auﬁassung nach nach nunmehr ube

o 1130167 R __ 1
_ 'nes Einsatzes dort begehrt Mlt Schnftsatz vom 16 05 2017 (BI 297f d A) hat
- der Klager seme Klage um. di ie. Festste%lung der Unw;rksamkem der bIS dato ohne

oo

Mit Schrafben vor 28.10.2016 (Bl. 14 . d.A.) versefzie die Bekiagi:& den Kiage!

- zunachst mit Wirkuing vom 14.1 1.2016 in den Betrieb

anden Standortin - inder: . als
Mt Schre;ban vom ’IO 11.2016 (BI 24f d.A} erfalgte eing Umgetzung in

die : v inder Folgezeﬁ setzte die Be-

k!agie gen K!ager - zunachst ohne entspt at,hendea \Jersetzungsschrelben -
_ o _ ein. Mit Schreiben vom 21092017
(BL 425'f. dA) erfoigte die ,Einsatzveriangerung’ weiterhin ,mit erkung Vo
01.10.2017 bis derzeit 30.09.2018" als |
in.

' unieu Festsetmrzg der Wocheﬂarbestszeli

" D_"er"Kléger rligt, dass seinEinsatz n - - weder w;hndr'fnah noCh’bemf'sbild—: o

‘ e Des Welteren

) Versetzungsschrelben erfolgten Anweisung der Bek[agten

_ hebst Unteriassung desselben erweitert, Mit

| '_ Schnftsatz vom 12 09. 201?’ (Bl .’3551c d A ) hat der Kfager seine Klage um emen
'Zahlungsantrag in Hohe von EUR o erwe:tert Im Kammertermm vom
o 20 09 2017 haben dle Partelen einen Telivergleich (BI 387 fd. A. ) dahlngehend

getroffen dass die Bekiagte an den Welsungen vom 10 11 2016 und 28.10.20 16
nicht mehr festhait der Rechtsstreit im Hmbhck auf d;e Antrage aus der Klage- :

o 'schrrft er!ed:gt ISt Den Zah!ungsantrag gemaﬁ Schriftsatz vom 12 09 2017 hat

___*;Jahren m de[ e « e e
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der Kiéger zuriickgsnommen (B 387 d.A). Im Kemmertermin vom 07.02.2{)18
hat der Kisger die Antrage gemaR dem Schriftsatz vom 16.05.2017 zurlickge-

. _nommen.
Der Kidger beantragt zuletzt noch

1. fesixusie!len aass er von der Bokiagter‘ nicht mehr als Tmnsfermliarbeﬁez .'
Cim - | E der Beklagten'
| - sondern als Stammarbeitnehmer zu beschaftigen
2. .Testzuste}ien dass seine Versezzung ais o S n :
L _in 04229 Le;leg, Zschochersche Straf&e 69 unter Reduznerung'_". -
der Arbeitsze[t von  auf Wochenstunden gemafs Schrelben vom -
| 21 09. 2017 fur den Zeltraum vom 01 10 2017 bIS derzeit“ 30. 09. 2018 un—_ o

:w1rksam ist; |
- der Bekiagten zu untersagen ihn in

die Kiage équweié_eh.' |

"_'S:e |st der Auffassung, dass der zu!etzt noch gestelite Antrag zu 1 mangels hln—
_.'rezchender Best[mmthe-lt unzuiassug sel Auch gel 6 der Vorrang der Lelstungs—
"_klage vor der Feststel!ungsklage Letzteres gelte auch fur den Antrag zu 2. Die _

. Bekiagte |st des Welteren der Answht dass die Versetzung des Kfagers in die"'

'_' _ _ auf der Grund!age des TV Ratio rechtens -

sel Es komme nzcht darauf an, ob der temporare Emsatz wohnortnah oder be--
rufsbudbezogen sei gemal& § 5 Abs 9 S 2 TV Ratlo gelte Jeder Efnsatz als zu- : |
"mL_;-_tt:ga:l__r, u_n_d glglchwertig,_so[ar}ge nur die E_lnschrankungen_,d_er Absatzef] 0_ bis
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13 eingehalfen ssien, Dees soi der Fali Insbesonders: hai:)e' der Kfégeaf weder dar-
gelegt noch nachgewresen dass die . o
. noch habe er ein entsprechendes arztliches G_utachten vorgelegt.

] Wegen desWeitereh- Sach- und Streitstands wird auf die zw;schen den Pafteie;n
gewechseiien Schnﬂsatze mebst Anlagen sowie die Sf_tzungspmtokoﬁge _Bez_ug
genommen, | |

Entscheidfang ég_ riinde
Die Kiage ist zum Teil unzulsssig, ansoristen aber zuldssig und begrindet.

' Die Klage ist zum Teil unzulissig: -

Nr. 2 7PO Ein Beschaftfgungstltei ist nur- dann hmrelchend bestlmmt wenn srch ] "
B '_dle Art der Beschaftrgung aus dem Tate} erglbt und zw:schen den Parteuen kein _
Streit Gber die auszufuhrende Tatlgke;t herrscht (LAG Baden-Wurttemberg Be- 3 | -
. schluss. V. 21.02; 2007 - 17 Ta 1/07 le'lS mw, Nachw) Dass der Kiager hierle- -

‘ ~diglich Feststeliung der Verpﬂzchtung zur. Beschaftagung ,,als Stammmltarbelter“

© hicht aber die Beschaftlgung sefbst mrttels Lemtungskiage begehrt reduziert:
: ’-mcht dre Anforderungen an den Bestlmmtheltsgrundsatz Welche Beschaftrgung :

als ,,Stammmltarbelter der Klager ausuben mOchte hat er nrcht mttgetealt

Der Antrag ist zum einen mcht hmreichend besummt am Smne von § 253 Abs 2




E T

b _ : _ _
Der Klé‘igér hat zum anderen auch kein gemal § 256 Abs. 1 ZPO erforderliches
Feststeitungcmteresse Ein Feststel!ungsmieresse ist gegeben wenn dem Recht
- oder der Rechtsiage des Kisgers eine gegenvuartlgﬂ Gefahr der Uns:cherhaﬁ
~drohtund das erstrebte Urtetl geexgnet ist, diese Gefahr pat besert:gswn (swhe etwa
BGH, Urt. v. 13.01.2610 — VIt ZR 351{08 NJW 2010, 1877 [1878] m.w.Nachw.).
Das Festste!lungsurteﬂ.muss des Weitersn trotz der fehlenden Volistreckbarkeit
kraft seiner nur inneren Wirkung geseignet Sein, den Klager z'u.m'Ziez zu fohren.
- Das Fe'stétellungsinteresée fehlt daher' regelméf?.ig‘ dann, w'enn ein einfachmrer
Weg gegeben rst um: dasselbe Z;ei Zu errelchen Dies |st der Fall, Wenn aine
Leastungs~ bzw. Unier}assungskiage erhobem werden kanin (Germefmann/Kunzf _

 in: Germeimann et.al., AbGG, 9: Aufl, 2017’ '§ 46 Rn, 88"mf\}v Nachw) “Hier |st""'j"

: .mcht ersrchtllch weshatb der K!ager semen Beschaft:gungsanspruch mcht dlrekt

mittels Lelstungsklage verfolgt ST e e

:_AZR 362!06 jur|s m. w Nachw) Dles |st der Fall wenn uber dae erksamkelt o

-~ einer vom Arbeltgeber unter Berufung auf sein Dlreknonsrecht getrcsffene Maf&-'. -

"nahme Z. B einer Versetzung, gestrltten wu‘d (BAG a a. O m.w. Nachw )




- -gungen hicht durch den Arbe;tsveﬁrag, Bestlmmungen einer Betnebévéremba—_
rung, eines anwend| baren Tanfvertrages oder gesetzl iche Vorschriften festgeiegt :
_ sund Das D:rektlonsrecht kann dabei u.a. durch koilektlwertraghche Regelungen o
: _'msbesondere Tarrfvertrage erweltert werden (vgl Pr_els in: Erfurter Kommentar
zum Arbeitsrecht, 18. Aufl., 2018, § 106 GewORn. 17 Wl Nachw) Dartegungs—

i

 Soweit die Klage zﬁlﬂssig- ist, ist sig auch begrindet. -

1.

-D:e Versei’.zung des Klagers i dle I . o ist- unw&rku

sam. Die Bekiag‘te hat nicht hinreichend darge!egi dass sie dle Grenzen ihres

D[rektlonsrechts elngehalten hai.

a.
GemaR § 106 S ‘i GewO kann der Arbetrgeber inhalt §0§’E und Zait der Arbeits-
it diese Arbeitsbedin-

Eeistung nach billtgem Ermessen naher bestlmmen

‘"'-und_bewetsbelastet fur dre Elnhaltung der Grenze“ ' Direk Qnsrechts |st die-ﬁ";ﬁ'i? S

- dem Klager ig} Le|p2|g zugewnesene Tatlgkelt wohnortnah und/oder berufsbu[dbe—"
| 'ﬁzogen ist. Dies ist’ nach Uberzeugung der Kammer aber Voraussetzung dafu,,
‘dass die auszuubende Tatlgkelt als fur den Arbeltnehmer zumutbar und glelchA !

wertig glit S0 dass sie nach dem Wmen der Tanfvertragsparteien die (:renzen

- des D:rekt[onsrechts elnha!t

"D;e Aus!egung des normatlven Te|ls emes Tarlfvertrages folgt nach stand:ger' ’
_‘ Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts der sich’ dle Kammer anschheBt o
den fur d|e Aus!egung von Gesetzen geltenden Regeln Danach 1st zunachst vom E
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Taraf\mrilaut auszug@hen wobsi dar mal&gebhche Sinn der Erkiarung zu erfor-
schén ast ohne am Buchstaben zu haften. Bei nicht eundauttgem Wc;rt!aut st der
- wirkiiche Wille der Tarifvertragsparteien mit zu beruckmchﬂgen soweit er in den
tariflichen Nmrmen seinen Nlederschlag gefuriden hat. Abzuste!len ist stets auf
den tamhchen Gesamtzu%ammenhang, weﬁl cdieser Anhaltspunkie ing den Wll“kii—_ :
chen Walien der Tarlfveﬁragspartezen liefert und nur 8o der Sinn und der Zweck
der Tarif norr"r‘* zutreffond ermittelt werden kdnnen. Lasst dies zwe;fe%sfrese Ausle-
gungsergebn:sse nicht zu, dann kénnen die Gerichte fr Arbeitssachen chne Bin-
-dun.g. an eine Relhenfolge weitere Kriterien wie die Enxstehungsgeschach‘te des .
'Tarufuertrages ggf. auch die praktlsche Tarifubung erganzend hmzuz;ehen Auch
die Praktrkabmtat denkbarer Auslegungsergebmsse glii &5 ZU be*uekgnoht:gen irf '

e,

Zweifel gebhrt derjenigen Tar!fauslegung der VOTZUQ, die zu elner \)ernunftlgen o

: sachgerechten zweckonentlerten und praktlsch brauchbaren Regelung fuhrt
(Vgl BAG Urt. v. . 07 2004 4 AZR 433/03, 3, jurs). s

| -'Dem Wort!aut und der Systematlk der Regefung nach hanclelt es srch bel §56 .
Abs 9.8.2 des w Ratxo um eine von den Tam‘ver ragsparte;en vorgesehene_- a |
F[ktaon im Hmbifck auf die Zumutbarkett urid GIemhwert:gkelt der Tatigkeiten bei -

temporaren Emsatzén for den Fali, dass die Voraussetzungen oder genauer
_zummdest eine Voraussetzung des §5 Abs 9S.1 des TV Rat;o vorhegen
| "namhch die Wohnortnahe undloder die Berufsblldbezogenhett des Einsatzes. § 5
"Abs 9 S. 2 des T\/ Ratlo nlmmt lnsofem durch das Wort hlerbet“ ausdruckhch

. Bezug auf den vorangehenden Satz d.h. dle Flktion g:lt bei dem Rege!fa!l des e " \
. temporaren Emsatzes gemafs §5 Abs. 9 S 1 des TV Ratto Erfoigt e|n E[nsatz '_ L

e weder wohnortnah noch berufsblldbezogen gretft dle kat[on nlcht

. -10;.,.



“1@“

" bb.
Diesas Aus!egungsergebms wird vom Sinn unci Zwack der Regeiung gestutzt _
~ die einerseits das Direkhmsrecht der Arbeltgebersn erweitem soll, andererselts, .
' aber auch dem Snteresse der Arbeitnehmer an zumutbaren und glelchwertlgen
Einsatzen Rechnung tragen so!l Ware jeder Einsatz, ganz gleach ob wohnoﬁnah
undfoc:er berufsbildbezogerz siels zumui:bar uiid gleiuhwemg, solange nur die
'Emschrankungen der Absatze 10 bis 13 emgeha&ten waren, wirds dies im Er-
gebnis zu einer nicht gerechtferttgten Schlechtersteilung der Arbejtnehmer fih-
ren. Dass dle Tarswertragspartelen das niicht gewolh haben konnen Wm::l schon
| daraus ersmhthch ciass die Absatze 10 bis 13 gar kame'E rischrankungen vorse--

= hen die SlCh in wgendelner Welse mit der Frage der.aG[elchwertlgkeit..der auszu—-'. _.

B ubenden Tattgkelt befassen Diese Absatze treffen nur: Regelungen im Hinblick _
_ auf die Zumutbarkelt der Tatlgkeit Eine tarifhche Regeiung due das arbeitgeber- o o
fsemge Dll‘ektIOHSl"eGht derart welt ausdehnen wurde dass emschrankungslos"' |

: Jede Tatigkelt fur den Arbeitnehmer ais gletchwemg gilt 'ware 'mit der Berufsfret- P

lm Hlnbhck auf dte Wohnortnahe lst zu berucksuchhgen vdass zmschen dem;-'
Wohnort des Kiagers und der Betnebsstatte bei karzester Strecke - Fahrk;lon'-'

| ' meter lisgen, deren Bewaltlgung mlt dem Pkw gunsttgstenfalls S n An-
' -spruc:h nimmt. Die Fahrt mtt Bus und Bahn dauertauf der emfachen Strecke deut-

" |rch uber N ' Stunden Dies lst nach Uberzeugung der Kammer nlcht mehra!s —

: -wohnortnah zu bezeichnen

v i .j - 11 .o . . .;'l-.
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{(2) _ _
Dass die nunmehr vom Klager auszulbende Tétigkeit einen Bezug zum {ur-
springlichen) Berufsbiid des Klagers hatte, hat die Beklagte ebenfalfs mcht stib-
stantiiert darge?egt Dass es sich in beiden Fallen Lm ,,urhreibttcschjebs" handele |
wie der Beklagtenvertreter im E{ammerterman ausfuhrte st kem hlnrerchender

Vortrag

ad.
Damit ist der Beklagten eine Versetzung, dle nichit wohnortnah oder berufsbild-
) bezogen |st auch nicht von kmrnherem versagt Sie unierfaiit nur mcht§ SAbs 6 -

des TV Ratio sondern ist gemai& & 106 GewO zu beurtea[en Dazuy hai. dae darle-_. o - |

" gungs~ und bawelsbelastete Bekiagte ailercinngs nichts 'vorgetragen

L.
LA

e'e'-".. : el
Ob die. eunschrankende Regelung des § 5 Abs 12 des TV Ratao grerft bedarf - |

trag gegen_'dle' vertragswudrrge e:nse;t:ge-iu&vessuﬁ de

. (AbG Dusseldorf; Urt. v. 27.05.2008 — 10 Ca 977108, juris ra.w. Nachw) Er fo]gt"___-_ e

-berests unmittelbar aus dem gesch!ossenen Arbe;tsvertrag der Partezen Ange—_' o
- ._.sachts der Grundrechtsrelevanz des Beschaftlgungsanspruchs (Art 12 GG vgl e

BAG GS Beschl v. 27.02, 1985 GS 1184 NZA 1985, 702 [703]) lasst sich.der
_Unterlassungsanspruch auch auf § 1004 BGB analog stutzen Dle far dle Begrun-_
'dethelt elnes Unterlassungsantrags erforderllche Wlederho[ungsgefahr wird re-

_geimaﬁlg dar:n l:egen dass der Arbeﬂgeber an derZuwezsung des Arbettspiatzes e

| _-'festha!t was er prozessuaf mit selnem Antrag auf Klageabwelsung mamfestlert '\-:
: (ArbG Dusseldorf aa. O) Dle Voraussetzungen des Unterlassungsanfspruchs
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liegén_hier vor. Die Verse?.ﬁzung ist unwirksam, die Beklagte hat inv Hinblick au,

den Uhterlassungsantr_ag Kiageabweisung 'b'egehrt.

i, : _ .
' Die Kosten waren gemaf § 46 Abs. 2 8. 1 ArbGG LV.m. §§ 495, 92 Abs. 1 .1,
98 5. 1, 269 Abs. 3 . 2 ZPO verhaltnismaig zu telien. Soweit der Klager unter-
' lag-und s_dvveit er seine K[a'g_e?ant'rége_szr_ackgenommen_hat, waren ihm die Kos-
ten a_ufzu-ehiiegen. Sowsit die Beklagte unterlag, waren Ihr die Kosten aufzuerle-

~ger1. Soweit sich die Parteien te_iiweise'-verglicihen haben; waren die Kosten als -

gegeneinander aufgehoben, d.h. als halftig geteilt anzusehen, § 92 Abs. 1 §.2
- ZPO. - - - !

'lv'.'"

Der Wert des Streltgegenstands war gema!?s § 61 Abs.1- ArbGG im Urtelt festzu—
setzen. Die Kammer hat gemaB §3 ZPO fur Jeden der noch rechtshanglgen An-; o

N trage ein Bruttogehalt in. Ansatz gebracht

11-13Q

R
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REGHTSMI WELBELEHRUNG

Gegen djess-:-s Urteﬁ kann von jeder Partei Berufung emgelegt werden.

Die Eerufung muss nmea“haﬂb emer N@'&fﬂst’* vou einem M@m% schrfftétch ocier
in eiektmmscher Form belm -

Landesarbn;tsgencht Kalri -
‘Biumenthaistrale 33
50670 Kéin
Fax: 0221-7740 356

gingegangen sein.
-Dae eieki.ronlsche Ferm wird-durch ein e!ektromsch@s Dolument gewahrt Das
elektronische Dokument muss fir die Bearbeitung durch das Gericht gesignst

und mlt emer quahﬂzuerten elektronlachen Slgnatur der " verantwortenden Person
| signie ?:i' auf einer si-
: 'cheren Uberm |ttlungsweg gemafs § 46¢ ArbGG nach néherer Marsgabe der Ver—_ -
ordnung uber die technischen Rahmenbedtngungen des: elektromschen Rechts-
- verkehrs und liber das besondere elektronische Behordenpostfach (ERWV)v.24.

- November 2017 in der jeweiis geltenden Fassung eingerelcht werden. Nahere - __
Hmwelse zum elektromschen Rechtsverkehr fsnden Sle aut. cier Intemetsette L
WWW, justiz de E ' ' :

A schlusse mit vergleachbarer Ausrlchtung und deren Mitgi;eder ) )
3 Junstlsche Persanen, deren Anteile samthch im wrrtschaftllchen Elgentum einer ) .
"_'der in Nr. 2 bezemhneten Orgamsat:onen stehen wenn. die juristische Person
; ausschheﬁ.llch d[e Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser Orgamsat:on o
- und ihrer Mltglleder oder anderer Verbande oder: Zusammenscmusse mit ver-
glelchbarer Ausnchtung und deren Mitgheder entsprechend deren Satzung___
O _ durchfuhrt und wermn die Orgamsatlon fur die Tatlgke[t der Bevollm acht!gten haf— C

E:ne Partel dle als Bevollmacht;gte zuge!assen [st kann snch selbst vertreten o
o Eine Notfﬂst |st unabanderl:ch und kann nlcht ver{angert werden AR : :
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Vorstehende Abschrift stimmt mit der Urschrift iiberein

Br. Neumann - et - Richter am Arbeitsgericht

Regierungsbeschafigte.

Ausgefertigt _
Geschaftssislie

als Urkundsbearntin

H
b




